en 
Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 3. 


N. 19639. Allerhöchſte Kabinetsorder vom 3. November 1838., betreffend die Deklaration 
ed fue, 1 b, 1333. der Urkunde vom 1. Februar 1833. über die Stiftung eines Verdienſt⸗ 
Pr beg e, Ehrenzeichens für Rettung aus Gefahr. 


er ; 

Ar: finde es den Militair⸗Verhaͤltniſſen entſprechend, daß die Vorſchlaͤge zur 
Verleihung der Rettungs⸗Medaille mit dem Bande an im aktiven Dienſt 
ſtehende und denſelben gleich zu achtende Militair⸗Perſonen, mit Einſchluß der 
Militair⸗Beamten, wie dies in den meiſten Faͤllen ſchon geſchehen iſt, auch wenn 
fie mit Civil⸗Perſonen bei einer Lebensrettung betheiligt find, nur durch die 
Militair⸗Vorgeſetzten erfolgen und im Dienſtwege zu Meiner Entſcheidung 
gelangen. Ich will daher die Urkunde vom 1. Februar 1833. uͤber die Stiftung 
dieſer Auszeichnung in dieſer Beziehung dahin deklariren, und beauftrage das 
Staatsminiſterium, dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 3. November 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An * „ * 
das Staatsminiſterium. 


Ge. 1963 — 1964.) Jahrgang 1839. E Go. 1964.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 9. Februar 1839.) 


. 
: Steuerſumme. 


E28 
(No. 1964.) Grundſteuer⸗Geſetz für die weſtlichen Provinzen. Vom 21. Januar 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
i b Preußen ꝛc. ꝛc. sr 


Nachdem die im Jahre 1820. von Uns angeordnete Aufnahme eines 
Grundſteuerkataſters in den beiden weſtlichen Provinzen Rheinland und Weſt⸗ 
phalen, nunmehr im Weſentlichen beendigt iſt, finden Wir nöthig, nach Anhoͤ⸗ 
rung des Gutachtens Unſerer getreuen Staͤnde dieſer Provinzen, auf den An⸗ 
trag Unſeres Staatsminiſteriums, wegen Veranlagung und Erhebung der Grund⸗ 
Steuer in den gedachten Provinzen, Folgendes zu verordnen. 6 


15 

Die nach Maßgabe des Geſetzes vom 30. Mai 1820. und Unſerer Order 
vom 7. April 1828. fuͤr die beiden weſtlichen Provinzen feſtgeſtellte Grundſteuer⸗ 
Hauptſumme kann, ſo lange der Reinertrag der Grundſtuͤcke dieſer beiden Pro⸗ 
vinzen im Ganzen nicht unter den fuͤnffachen Betrag derſelben herabſinkt und 
deshalb nach §. 4. des vorgedachten Geſetzes eine Steuerermaͤßigung eintreten 
muß, und, fo lange die Beduͤrfniſſe des Staats nicht eine auf allgemeinen 


Grundlagen beruhende Erhoͤhung der Grundſteuer üs) at b oder eine 


allgemeine Herabſetzung derſelben geſtatten, nur dadurch erhoͤht oder vermindert 
werden, daß zur Zeit unbeſteuerte Grundſtuͤcke ($$. 8. bis 10.) beſteuert werden, 
oder ſteuerpflichtige in die Klaſſe der unbeſteuerten übergehen. 

Alle andere Veraͤnderungen in der Zahl und im Kataſtralertrage der 
ſteuerpflichtigen Gegenſtaͤnde haben auf die Grundſteuer⸗Hauptſumme keinen Ein⸗ 


fluß, ſondern wirken nur auf den Prozentſatz der Steuer. 


F. 2. | 
Außer der Grundſteuer⸗Hauptſumme haben die Grundſteuerpflichtigen auf⸗ 
ubringen: N 
d a) die Koſten der Elementarſteuererhebung, a 
b) einen Fonds zur Uebertragung der. Ausfaͤlle, ingleichen zur Zahlung der 
nothwendigen Erlaſſe und Unterſtuͤtzungen, . a 
c) die Koſten, welche aufgewendet werden muͤſſen, um die Kataſterkarten, 
Flurbuͤcher und Mutterrollen durch Umarbeitungen und periodiſche Re⸗ 
viſionen mit der Gegenwart in Uebereinſtimmung zu erhalten, 
d) einen Beitrag zu den durch die Fortſchreibung des Guͤterwechſels ent⸗ 
ſtehenden Koſten. 


§. 3. 
Die Beiſchlaͤge zur Beſtreitung der Elementar⸗Erhebungskoſten ($. 2. zu a.) 
follen, inſoweit dies nicht bereits geſchehen iſt, baldthunlichſt uͤberall auf drei 
Prozent der Grundſteuer⸗Hauptſumme und aller Beiſchlaͤge ermaͤßigt werden. 


9. 4. 

aur die im $. 2. zu b. und c. bezeichneten Zwecke find für jetzt überall 

gleichmäßig zwei Prozent der Grundſteuer⸗Hauptſumme auszuſchlagen. Davon 
ö werden 
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werden unter Vorbehalt kuͤnftig zuläffiger Ermäßigung, 15 Prozent dem Grund⸗ 
Steuer⸗Deckungsfonds jedes Regierungsbezirks uͤberwieſen. Mittelſt des Mehr⸗ 
betrages von 2 Prozent wird ein für alle Regierungsbezirke der weſtlichen Pro⸗ 
vinzen gemeinſchaftlicher Fonds gebildet, der zunaͤchſt nach der Anweiſung des 
Finanzminiſters auf die Erhaltung des Kataſters zu verwenden iſt, noͤthigen Falls 
aber auch zur Verſtaͤrkung des Grundſteuer⸗Deckungsfonds dient, wenn die 
demſelben uͤberwieſenen 12 Prozent der Grundſteuer⸗Hauptſumme in einzelnen 
Jahren nicht hinreichen, um die vorkommenden Ausfaͤlle oder die nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften zu gewaͤhrenden Erlaſſe zu decken. Der auf dieſe Weiſe 
zum Deckungsfonds eines Regierungsbezirks zu gewaͤhrende Zuſchuß darf jedoch 
in keinem Jahre den Betrag des innerhalb des Regierungsbezirks fuͤr die Er⸗ 
haltung des Kataſters aufgebrachten halben Prozents der Grundſteuer⸗Haupt⸗ 
Summe uͤberſteigen. ö 

Ob kuͤnftig noch andere Geldmittel auf die Erhaltung des Kataſters zu 
verwenden und wie dieſelben aufzubringen ſeyn werden, ingleichen ob der Bei⸗ 
trag zu den Koſten der Fortſchreibung fernerhin in der jetzigen Form der Fort⸗ 
ſchreibungsgebuͤhren oder auf andere Weiſe erhoben werden ſoll, behalten Wir 
Uns vor, nach vernommenen Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde naͤher zu be⸗ 
ſtimmen, wenn wegen der Einrichtung der periodiſchen Reviſionen und der Forts 
ſchreibung definitive Anordnungen getroffen ſeyn werden. 


9. 5. f 
Ueber andere, nach dem Fuße der Grundſteuer zu erhebende Beiſchlaͤge 
zu Provinzial⸗ Kreis-, und Gemeinezwecken, beſtimmen beſondere Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen. Die Verbindlichkeit zur Zahlung dieſer Beiſchlaͤge oder die Be⸗ 
freiung von denſelben folgt nicht nothwendig denſelben Regeln, welche das ge⸗ 
genwaͤrtige Geſetz hinſichtlich der Staatsgrundſteuer feſtſtellt. 2 


NE II. 
Die von den weſtlichen Provinzen nach Kö. 1. bis 4. zu entrichtende e 
Grundſteuer haftet auf dem ſteuerbaren Reinertrage (F. 16.) aller ſteuerpflichti⸗ Sue Gegen 


; ft 
gen Grundſtuͤcke innerhalb der Grenzen dieſer Provinzen. ſtände. 
| 8 

Aller Grund und Boden, der weder einen Ertrag bringt, noch kultur⸗ 

faͤhig iſt, kann hiernach nicht beſteuert werden. a 
F. 8. 

Von der Beſteuerung nach $%. 1. bis 4. ausgenommen find alle dem 
Staate, den Provinzen, den Kreiſen oder den Gemeinen gehörige Grundſtuͤcke, 
Wen 0 zu einem offentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmt find, inſon⸗ 
derheit alſo - i 0 

I) alle Gaſſen, Plaͤtze, Brücken, Land» und Heerſtraßen, Fahr⸗ und Fußwege, 
‚Ströme, Fluͤſſe, Bache, Brunnen, ſchiffbare Kanaͤle, Hafen, Werfte, Abs 
lagen, Feſiungswerke, Exerzierplaͤtze, Kirchhoͤfe, Begraͤbnißplaͤtze, Spa 
ziergaͤnge, Luſt, und botaniſche Gärten, bei denen die obigen Bedingungen 
vorhanden ſind, ferner die dem Staate, den Provinzen, den Kreiſen 
oder Gemeinen gehoͤrigen, lediglich zur Bepflanzung oͤffentlicher Plaͤtze, 
(No. 1904) E2 traßen 
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Straßen und Anlagen beſtimmten Baumſchulen, oder lediglich zur Ufer⸗ 
Befeſtigung oͤffentlicher Ströme oder Fluͤſſe dienenden Weidenpflanzungen; 
2) Koͤniguche Schloͤſſer und alle dem Staate, den Provinzen, den Kreiſen 
oder den Gemeinen gehörige Gebäude, infofern fie zum Gebrauche oͤffent⸗ 
licher Behörden oder zu Dienſtwohnungen der Beamten beſtimmt ſind, als: 
Militair⸗, Regierungs⸗, Juſtiz⸗, Polizei⸗, Steuer⸗ und Poſtoerwaltungs⸗Ge⸗ 
baͤude, Kreis und Gemeinehaͤuſer; ferner Kirchen, Kapellen und andere 
dem Gottesdienſt gewidmete Gebäude, Dienſtwohnungen der Erzbiſchoͤfe, 
der Biſchoͤfe, der Dom⸗ und Kurat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen, der Gymna⸗ 
fiae, Seminar- und Schullehrer, Bibliotheken, Muſeen, Univerfitätsz 


und Seminar⸗, und alle andere zum Unterricht beſtimmte Gebäude, Ars. 


men⸗ und Krankenhaͤuſer, Beſſerungs⸗, Aufbewahrungs- und Gefaͤngniß⸗ 
Anſtalten, nebſt den zu dieſen Gebaͤuden gehoͤrigen, mit ihnen in derſelben 
Befriedigung belegenen Hofraͤumen und Gaͤrten. 


F. 9. 

Brücken, Kunſtſtraßen, Eiſenbahnen und ſchiffbare Kanaͤle, welche mit 
Genehmigung des Staats von Privatperſonen zum öffentlichen Gebrauche ange⸗ 
legt ſind, bleiben ebenfalls unbeſteuert. Andere zum oͤffentlichen Gebrauche die⸗ 
nende Grundstücke haben dagegen keinen Anſpruch auf Grundſteuerfreiheit, wenn 
fie ſich im Privalbeſitz befinden. 8 f 
F. 10. 

Außerdem bleiben unbeſteuert: ; 
J) der zur Holzzucht beſtimmte Boden, welcher im alleinigen Eigenthum des 
Staates befindlich iſt oder dahin uͤbergehet; ER 

2) die außer den Dienſtwohnungen und daran ſtoßenden Hofraͤumen und 
Garten (J. 8.) von den Erzbiſchoͤfen, den Biſchoͤfen, den Dom- und 
Kurat⸗ oder Pfarrgeiſtlichen, den Gymnaſial⸗, Seminar⸗ und Schulleh⸗ 
rern durch Selbſtbewirthſchaftung oder Zeitoerpachtung benutzten Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche eine bleibende Dotation dieſer Stellen zur Zeit bilden oder 
als eine ſolche den letztern kuͤnftig zugelegt werden; 

3) die Domanialgrundſtucke der Standesherren, inſoweit dieſelben nach 
Maaßgabe Unſerer Verordnung vom 21. Juni 1815. und der wegen 
Ausführung dieſer Verordnung erlaſſenen Inſtruktion vom 30. Mai 1820. 
die Befreiung von ordentlichen Grundſteuern genießen, und inſoweit auf 
dieſe Befreiung nicht in beſondern Vertraͤgen verzichtet worden iſt. 


F. 11. 
Sobald die in $$. 8. bis 10. bezeichneten Grundſtücke die Eigenſchaft 


verlieren, welche die Befreiung von der Steuer bedingt, unterliegen ſie der Be⸗ 


ſteuerung. 


$. 12. 5 
Bei denjenigen Grundſtuͤcken, denen nach FF. 8. bis 10. ein Anſpruch 


auf Steuerfreiheit nicht zuſteht, hört die Steuerpflichtigkeit nur mit ihrem Unter⸗ 
gange oder durch das Eintreten einer bleibenden Ertragsunfaͤhigkeit auf. 


. 
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5 §. 13. In, 
Das Grundſteuerkataſter weiſet in feinen Karten, Flurbuͤchern und Mut: n 
terrollen von ſaͤmmtlichen Grundſtuͤcken die Eigenthuͤmer ꝛc. ($. 14.), den Slächen- und Ermitte⸗ 
Inhalt und, ſofern die Grundſtuͤcke nicht ertraglos find, auch den Kataſtralertrag FR 


derſelben nach. oder Steuer⸗ 
ien Hälknißzab⸗ 
110 


i ER 

| Jedes Grundſtuͤck wird in der Regel auf den Namen feines Eigenthuͤ⸗ 

mers und zwar bei getheiltem Eigenthum auf den des nutzbaren Eigenthuͤmers 
in das Flurbuch und die Mutterrolle eingetragen. Iſt das Eigenthum durch das 
vollſtaͤndige Nutzungsrecht eines Dritten (eines Erbpaͤchters oder Nutznießers) 
beſchraͤnkt, ſo erfolgt die Eintragung auf deſſen Namen und der Name des 
Eigenthuͤmers wird nur nachrichtlich hinzugefuͤgt. Dieſe Beſtimmungen finden 
Anwendung, es mag das vollſtaͤndige oder nutzbare Eigenthum oder das voll⸗ 
ſtaͤndige Nutzungsrecht dem Staate, einer Gemeine, Gemeineabtheilung, Korpo⸗ 
ration, Stiftung oder andern moraliſchen Perſon, oder einem einzelnen Indivi⸗ 
duum zuſtehen. Dabei gelten folgende Vorſchriften: 


1) Grundſtuͤcke, welche keinen Herrn haben, oder von ihren Eigenthuͤmern 

aufgegeben oder verlaſſen worden (F. 42.), ſind auf den Namen der Ge⸗ 

meine, in deren Feldmark ſie liegen, oder wenn dieſe die Annahme ab⸗ 
lehnt, als Eigenthum des Staats einzutragen; 


2) Grundſtuͤcke, welche ſich im gemeinſchaftlichen Eigenthume mehrerer Mit⸗ 
erben oder anderer Miteigenthuͤmer befinden, werden im erſten Falle un⸗ 
ter dem Kollektivnamen, die Erben, oder unten dem Namen des Witt⸗ 
wers oder der Wittwe mit dem Zuſatze und Miterben, im letztern 
Falle unter dem Namen des Miteigenthuͤmers, welcher den größten An⸗ 
theil daran hat, mit dem Zuſatze und Miteigenthuͤmer, eingetragen. 
Haben alle Miteigenthuͤmer gleichen Antheil, ſo erfolgt die Eintragung 
mit dem Zuſatze und Miteigenthuͤmer auf denjenigen Namen, welcher 
in alphabetiſcher Ordnung der erſte iſt, wobei jedoch ein in der Gemeine 
wohnender Miteigenthuͤmer den auswaͤrts wohnenden vorgeht. Ein ſol⸗ 
ches gemeinſchaftliches Eigenthum bildet in den Mutterrollen einen be: 
ſondern Artikel, der von den uͤbrigen perſoͤnlichen Artikeln des Haupt⸗ 
Eigenthuͤmers, wie der Miteigenthuͤmer, uͤberall getrennt bleibt. 

Bei Guͤtern, welche im Prozeß befangen ſind, wird ein aͤhnliches 
Verfahren beobachtet, und der Inhaber unter Bemerkung der Praͤten⸗ 
denten aufgefuͤhrt. 

3) Wenn ein Haus mehrere Stockwerke hat, welche verſchiedenen Eigen⸗ 
thuͤmern zugehoͤren, ſo wird der Eigenthuͤmer des Erdgeſchoſſes, unter 
Bemerkung der uͤbrigen Eigenthuͤmer, eingetragen. 


b 15. 
Den in den Flurbuͤchern und Mutterrollen enthaltenen Angaben uͤber den 
Flaͤcheninhalt der Grundſtuͤcke liegt eine Parzellar⸗ oder Stuͤckvermeſſung zu 
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F. 16. era 

Der in den Flurbuͤchern und Mutterrollen verzeichnete ſteuerbare oder Ka⸗ 
taſtralertrag iſt der fuͤr ſaͤmmtliche nicht ertragloſe Grundſtuͤcke, in verhaͤltniß⸗ 
mäßiger Gleichheit durch Abſchaͤtzung nach dem zur Zeit der letztern vorgefunde⸗ 
nen Zuſtande, ohne Nuͤckſicht auf eine zufällige Verbindung mit andern Grund⸗ 
ſtuͤcken oder mit fremdartigen gewerblichen Anlagen ermittelte Reinertrag. Die 
Kataſtralertraͤge bilden hiernach nur Verhaͤltnißzahlen und koͤnnen bei Verhand⸗ 
lungen uͤber die Grundſteuer uͤberhaupt und insbefondere bei der Erörterung der 
age, wie fi) die Grundſteuer⸗Hauptſumme im Ganzen zu dem geſammten 
einertrage der weſtlichen Provinzen verhält, nicht als die wirklichen wirthſchaft⸗ 

lichen Reinertraͤge geltend gemacht werden. . 


4 17. | 
Um dieſen Kataſtralertrag zu ermitteln, wird folgendergeſtalt verfahren: 


a. bei Laͤndereien wird: | 
1) innerhalb eines jeden Klaſſifikationsdiſtrikts (einer Gemeinefeldmark oder 
mehrerer, wegen der Gleichartigkeit der Verhaͤltniſſe, zu einer Abthei⸗ 
lung vereinigten Gemeinefeldmarken) für jede Bonitaͤtsklaſſe einer je⸗ 
den Kulturart der jaͤhrliche Naturalertrag eines Morgens mittler Guͤte 
bei landesuͤblicher Bewirthſchaftungsart aus dem Durchſchnitte einer 
die gewoͤhnlichen Wechſelfaͤlle im Ertrage umfaſſenden Reihe von Jah⸗ 
ren ermittelt, und nach den Durchſchnittspreiſen eines beſtimmten, uͤberall 
gleichmaͤßigen Zeitabſchnitts zu Gelde berechnet; 
von dieſem Geldertrage lediglich der unter der Vorausſetzung der an⸗ 
genommenen Getreidedurchſchnittspreiſe und der bei ſolchen Getreide⸗ 
Preiſen gewoͤhnlichen Arbeitspreiſe zur Gewinnung deſſelben fuͤr einen 
Morgen im Durchſchnitt erforderliche, landuͤbliche Koſtenbetrag abge⸗ 
zogen, und demnaͤchſt 
3) für jedes einzelne Grundſtuͤck (jede Parzelle) nach dem auf dem vor⸗ 
ſtehenden Wege fuͤr einen Morgen ſeiner Kulturart und Bodenklaſſe 
ermittelten Ueberſchuſſe (Tariſſatz pro Morgen) der ſteuerbare Rein⸗ 
Ertrag berechnet; 


b. bei Gebaͤuden wird: a 
1) die Grundfläche derſelben nach dem Tarifſatze des beſten Ackerlandes 
in der Gemeine veranſchlagt, und g 
2) bei Wohnhaͤuſern und allen übrigen durch $. 21. nicht ausgenomme⸗ 
nen Gebäuden, außerdem noch nach den, innerhalb der letzten 
10 Jahren bekannt gewordenen Miethſaͤtzen der mittlere jaͤhrliche Mieth⸗ 
werih ausgemittelt, von dieſem aber 
aa. für die almählige Abnutzung des Anlagekapitals fuͤr die Un⸗ 
terhaltungskoſten, Verluſte u. f. w. mindeſtens der vierte Theil 
und hoͤchſtens die Hälfte deſſelben, ingleichen i 
bb. der nach der Beſtimmung zu 1. beſonders veranſchlagte Ka⸗ 
taſtral⸗Ertrag der Grundflaͤche Peil 
abgeſetzt. 


2 


— 


9. 18. 


2 
i F. 18. 
Hinſichtlich der verſchiedenen Arten der Ländereien gelten folgende Regeln: 
a) die zu Gebaͤuden gehoͤrigen Hofraͤume werden, wie die Grundflaͤchen 
der Gebaͤude, nach dem Tarifſatze des beſten Ackerlandes in der 
Gemeine veranſchlagt. i 


nr | | 
b) Gemuͤſegaͤrten und Baumſchulen koͤnnen niemals geringer als das 
beſte Ackerland in der Gemeine, und 8 
c) Haiden, Moore, Suͤmpfe, Moraͤſte, und gewoͤhnlich mit Waſſer 
bedeckte Flaͤchen, wuͤſte und oͤde Ländereien koͤnnen, wenn uͤberhaupft 
noch irgend eine auch noch ſo geringe Benutzung derſelben moͤglich 
iſt, niemals geringer als zu einem und einem halben Silbergroſchen 
pro Morgen veranſchlagt werden. : 
Ä $..20. 

Der Kataſtralertrag ö 5 
d) des lediglich zu Luſtgaͤrten und Alleen, oder überhaupt bloß zum 
Vergnuͤgen benutzten Bodens, ſodann der zu Steinbruͤchen und der 
bei Bergwerken zu Stollen, Schachten, Halden, Wegen, Waſſer⸗ 
behaͤltern u. ſ. w. verwendeten Oberflache; ferner der Ufer, Raine, 
der Privat⸗ und Servitutswege, aufgeſammelten Steinhaufen und 
Pfuͤtzen, ſowie der Einhegungen aller Art, als der Zaͤune, Graͤben, 
Mauern u. ſ. w. wird wie der, der anliegenden oder umſchloſſenen 

Grundſtuͤcke, und : 

e) der nicht ſchiffbaren, nur zum Betriebe von Mühlen, Hütten» und 
anderen Werken, zu Bleichen oder zur Bewaͤſſerung und Entwaͤſ⸗ 
ſerung dienenden Kanaͤle, Gräben ꝛc., nach dem Durchſchnitte aller 
Klaſſen des Ackerlandes der Gemeine 

berechnet. 


6. 21. f 
Gebaͤude, die zum Betriebe der Landwirthſchaft, alſo zur Unterbringung 


des Wirthſchaftsviehes, der Wirthſchaftsgeraͤthe und der Bodenerzeugniſſe be⸗ 

ſtimmt ſind, unterliegen nur der Beſteuerung nach der Grundflaͤche (F. 17. zu 

b. 1.). Werden ſolche Gebaͤude theilweiſe auch zur Wohnung benutzt, fo find 

die hierzu beſtimmten Theile außerdem noch beſonders nach dem Miethwerthe 
(. 17. zu b. 2.) zu veranſchlagen. ö 
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9. 22. 
Eben ſo werden a 
1) Ziegel⸗ und Kalkbrennereien, Hammer⸗ und Huͤttenwerke, Schmie⸗ 
den und Schmelzoͤfen, Waſſer⸗ und Windmuͤhlen und alle ausſchließ⸗ 
lich als Werkſtaͤtten oder überhaupt zum Betriebe von Fabriken und 
Manufakturen eingerichtete Gebaͤude, ſowie 
2) Schauſpiel⸗, Ball⸗, Spiel, Bader und Geſellſchafts⸗Haͤuſer, Kauf⸗ 
und Kramlaͤden; Gewoͤlbe, Komtoirs, Keller oder andere unterir⸗ 
diſche Anlagen, Speicher, Remiſen, Scheuern und Ställe, die 1 
0 


* 
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bloß zum Betriebe der Landwirthſchaft beſtimmt ſind, ferner Werk⸗ 
ſtaͤtten und Fabrikraͤume, welche ſich in Wohnhaͤuſern oder den das 
mit zuſammenhaͤngenden Nebengebaͤuden befinden, 
gleich 55 Wohnungen ſelbſt, nach dem mittleren Miethwerthe veranſchlagt ($. 17. 
zu b. 2.). 


9. 23. : 
Der Kataſtralertrag der Wohnhaͤuſer und der im $. 22. bezeichneten 
Gebaͤude darf nicht geringer angeſetzt werden, als: 
a) doppelt ſo hoch wie die Grundflaͤche, wenn nur ein Erdgeſchoß vor⸗ 
anden; 
b) dreimal ſo hoch, wenn das Gebaͤude außerdem noch ein Stockwerk 
d 


un 
c) viermal fo hoch, wenn ſolches noch mehr Stockwerke hat. 

Bei den im F. 22. zu 1. benannten Gebäuden ſoll aber auch anderer⸗ 
ſeits der Kataſtralertrag, je nachdem ein, zwei oder drei und mehr Stockwerke 
vorhanden ſind, niemals beziehungsweiſe den vier⸗, ſechs⸗ oder achtfachen Betrag 
des Kataſtralertrages der Grundflaͤche uͤberſteigen. 

Der im Dache oder, bei flachen Daͤchern, zunaͤchſt unter dem Dache be⸗ 
findliche Raum, wird in beiden Beziehungen, wie auch feine Einrichtung be⸗ 
ſchaffen ſeyn mag, niemals als ein Stockwerk angerechnet. 


F. 24. 

Bei der Abſchaͤtzung der Grundſtuͤcke bleiben die etwa darauf haftenden 

grundherrlichen und ſonſtigen Laſten und Servituten aller Art unbeachtet und 

der Kataſtralertrag wird nach . 16. bis 23. ganz ſo feſtgeſtellt, als wenn dieſe 
Laſten und Servituten nicht vorhanden waͤren. ee 


$. 25. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 6. bis 24.) follen, inſoweit fie bei 
dem feit dem Jahre 1818. aufgenommenen Rheiniſch-Weſtphaͤliſchen Kataſter 
nicht bereits zu Grunde liegen, ungeſaͤumt zur Ausfuͤhrung gebracht werden. 
Inſofern bei den bereits ausgefuͤhrten oder noch auszufuͤhrenden Kataſterarbeiten 
materielle Irrthuͤmer in Betreff einzelner Grundſtuͤcke von den Behoͤrden ent⸗ 
deckt oder von den Betheiligten auf dem durch eine beſondere Inſtruktion vor⸗ 
geſchriebenen Wege nachgewieſen werden, bleibt deren Berichtigung vorbehalten. 

Werden ſolche Reklamationen wegen materieller Irrthuͤmer als begruͤn⸗ 
det anerkannt, fo fallen deren Koſten nicht dem Reklamanten, ſondern dem zu 
der Erhaltung des Kataſters beſtimmten Fonds (F. 2. zu c.) zur Laſt. 


Iv. $. 26. ö 
Peobiſche In der Folge ſoll von Zeit zu Zeit eine Reviſion der Kataſtralabſchaͤtzun⸗ 
Kataster Un gen der Gebäude und kultivirten Grundſtucke und eine Erneuerung der Karten, 
veränderlich Flurbuͤcher und Mutterrollen eintreten, und der Entwurf einer dieſerhalb zu er⸗ 
rate Ertelge laſſenden Verordnung, ſogleich nach Beendigung der in der Ausführung begrif⸗ 


19 a ue fenen Nacharbeiten, Unſeren getreuen Staͤnden zur Begutachtung vorgelegt werden. 


nahmen von 


dieſer Regel. \ 
$. 275 
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§. 27. 
Bis zu dem Eintreten einer ſolchen Reviſion und ſpaͤter in der Zwiſchen⸗ 
zeit von einer Reviſton bis zur andern, erleidet der Kataſtralertrag der beſteue⸗ 
rungsfähigen (der wirklich befteuerten, wie der nach §§. 8. bis 10. zur Steuer 
zur Zeit nicht herangezogenen) Grundſtuͤcke, außer der im $. 25. gedachten Be⸗ 
richtigung materieller Irrthuͤmer, im Einzelnen und im Ganzen nur dadurch 
eine Veraͤnderung, daß 8 
a) beſteuerungsfaͤhige Ländereien durch Alluvion, Trockenlegung eines Fluß⸗ 
bettes ꝛc. neu entſtehen, oder durch Abſpuͤlung, bleibende Ueberſchwem⸗ 
mung, totale Verſandung ꝛc. untergehen oder für die Dauer ertragsun⸗ 
fähig werden, oder dadurch, daß 
b) Gebäude durch Neubau entſtehen, oder durch Abbruch, Einſturz, Brand ꝛc. 
eingehen, oder durch Umwandlung aus der Klaſſe der lediglich nach der 
Grundfläche beſteuerten (F. 21.), in die der außerdem auch noch nach dem 
Miethwerthe beſteuerten Gebäude (§. 17. und 22.) oder aus der letztern 
Klaſſe in die erſtere uͤbergehen, oder endlich durch Veraͤnderungen in 
ihrer Subſtanz, namentlich alſo durch das Aufſetzen oder Abnehmen eines 
Stockwerks oder durch das Anbauen oder Abbrechen eines Gebaͤudetheils 
am ſteuerbaren Reinertrage weſentlich gewinnen oder verlieren. 


F. 28. 

Neu entſtandene Laͤndereien bleiben in dem Jahre, in welchem ſie ent⸗ 
fanden find, und demnaͤchſt noch zwei Jahre hindurch unbeſteuert. 

Neu erbauete oder vom Grunde aus wieder aufgebauete ſteuerpflichtige 
Gebaͤude unterliegen in dem Jahre, in welchem fie bewohnbar werden und dem⸗ 
nächſt noch zwei volle Jahre hindurch, keiner andern Beſteuerung als derjenigen, 
nach dem bisherigen Kataſtralertrage der Grundflaͤche. Nach Ablauf dieſer Zeit 
beginnt die Beſteuerung nach den Beſtimmungen des $. 17. zu b. 


$. 29. 

Veraͤnderungen im Reinertrage der Grundſtuͤcke, welche durch Urbar⸗ 
machung, Kulturverbeſſerung u. |. w., oder Veroͤdung, Kulturverſchlechterung 
u. ſ. w., eintreten, haben nicht fruͤher einen Einfluß auf die Beſteuerung, als bis 
die im $. 26. vorbehaltenen periodiſchen Reviſtonen der Kataſtralertraͤge der 
Grundſtuͤcke eintreten. Nur in den Faͤllen, wo an die Stelle der Weinerbauung 
eine andere Benutzungsart des Bodens oder an die Stelle des Ackerbaues Holz⸗ 
zucht getreten iſt, ſoll ausnahmsweiſe auch außer den periodiſchen Reviſibnen 
eine anderweite Ermittelung des Kataſtralertrages ſtattfinden und das Reſultat 
dieſer neuen Ermittelung bei der Grundſteuerveranlagung des naͤchſten Jahres 
zu Grunde gelegt werden. — Dergleichen Ermittelungen ſind jedoch nach einem 
durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machenden Turnus nur von 5 zu 5 Jahren 
zulaͤſſig und Dürfen jedesmal nur auf diejenigen Grundbeſitzer ausgedehnt wer⸗ 
den, welche reſp. mindeſtens 10 Quadratruthen Weinland in eine andere Kultur⸗ 
art umgewandelt oder mindeſtens einen Morgen Ackerland mit Holz bepflanzt 
oder angeſaͤet und von dieſer Veraͤnderung den Bezirksſteuer⸗Kontroleur vor dem 
Beginn des Jahres in Kenntniß geſetzt haben, in welchem die Ermittelung nach 

dem feſtſtehenden Turnus ſtattfinden ſoll. 

(No. 1964.) Jahrgang 1839, F Bei 


V. 
Erhaltung des 


Kataſters. 


A 38 Re : 
Bei nachſtehenden Urbarmachungen und Kulturverbeſſerungen dagegen, 


mlich: 
a) bei Holzanpflanzungen oder Anſaͤungen auf wuͤſten Laͤndereien; 
b) bei Austrocknung von Suͤmpfen; | 
c) bei Wein: und Obſtpflanzungen, die auf feit mehr als 15 Jahren nicht 
e Acker oder auf Wild⸗ und Oedlaͤndereien angelegt, ſowie 
endli 5 
d) bei Gaͤrten, Aeckern, Wieſen und Weiden, in welche Laͤndereien der letzt⸗ 
gedachten Art umgewandelt worden, erfolgt die Abſchaͤtzung zwar wie 
bei allen uͤbrigen Kulturveraͤnderungen, bei Gelegenheit der periodiſchen 
Reviſionen. Wenn aber die beabſichtigte Kulturverbeſſerung vor dem 
Beginn derſelben dem Bezirksſteuer⸗Kontroleur direkt oder durch Vermit⸗ 
telung der Ortsbehoͤrde angezeigt und nach der Ausfuͤhrung nachgewieſen 
worden iſt, daruͤber bei der Reviſion der Kataſtralertraͤge eine von dem 
Bezirksſteuer⸗Kontroleur unentgeldlich auszuſtellende Beſcheinigung beige⸗ 
bracht werden kann und ſeit der bewirkten Verbeſſerung bis zu dieſer 
Reviſion a 
in dem Falle zu a. 30 Jahre 
. „ b 28 
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noch nicht verfloſſen ſind, ſo muß der fruͤhere Kataſtralertrag auch nach 
bewirkter Reviſion bei der Beſteuerung ſo lange zu Grunde gelegt wer⸗ 
den, bis der vorgedachte Zeitraum ablaͤuft. — Iſt die vorſchriftsmaͤßige 
Anzeige der Kulturverbefferung unterblieben, fo wird bei der Reviſion 
der Kataſtralertraͤge der Grundſtuͤcke, bei welchen die Verbeſſerung zur 
Sprache kommt, angenommen, daß dieſelbe im erſten Jahre nach der 
Kataſtrirung oder nach der letzten Reviſion der Grundſtuͤcke ausgeführt 
worden. 


$. 30. . 

Alle übrige Ertragserhoͤhungen (mit Ausnahme der in dem F. 29. ges 
dachten Faͤlle) werden gleich im folgenden Jahre, nachdem die durch die Revi⸗ 
ſion ermittelten Kataſtralertraͤge feſtgeſetzt find, bei der Beſteuerung beruͤckſichtigt. 


i F. 31. 
Saͤmmtliche Kataſterverhandlungen, die Originalkarten und Buͤcher wer⸗ 
den bei den Regierungen aufbewahrt. 5 i 
Die Gemeinen erhalten Kopieen der Flur⸗ und Gemeinekarten, Flurbuͤcher, 
Mutterrollen und alphabetiſche Regiſter oder ſummariſche Mutterrollen, und ha⸗ 
ben fuͤr deren Aufbewahrung im Archive der Gemeine, oder des Gerichts, oder 
in einem andern dazu geeigneten Archivlokale, nach der naͤhern Anweiſung der 
Regierungen, Sorge zu tragen. ö 
Dieſe Kopieen der Kataſterdokumente find zum öffentlichen Gebrauche be 
ſtimmt, ſo daß jeder Steuerpflichtige die Einſicht der ſeinen Grundbeſitz betref⸗ 
fenden Stellen der Buͤcher und Karten durch die Vermittelung der mit deren 
Aufbewahrung beauftragten Beamten unentgeltlich verlangen kann. — Auszuͤge 
\ und 
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und Abſchriften aus den Buͤchern duͤrfen nur durch dieſe Beamten oder unter 
deren unmittelbaren Aufſicht und Verantwortlichkeit, und Kopieen der Karten 
nur in den Kataſter⸗Bureaus oder durch die von der Regierung dazu beſonders 
beſtellten Perſonen angefertigt werden. 


$. 32. 

Um die Kataſterkarten, Flurbuͤcher und Mutterrollen bei der Gegenwart 
zu erhalten, werden die vorkommenden Veraͤnderungen jährlih aufgenommen 
und nachgetragen. Dies geſchieht namentlich hinſichtlich aller Veraͤnderungen, 
welche dadurch eintreten: 

1) daß bisher ſteuerpflichtige Grundſtuͤcke in die Klaſſe der unbeſteuerten, 
oder bisher unbeſteuerte Grundſtuͤcke in die Klaſſe der ſteuerpflichtigen 
übergehen ($$- 8. bis 10.); 

2) daß befteuerungsfähige Ländereien neu entſtehen, oder untergehen, oder 
voͤllig und dauernd ertragsunfaͤhig werden, oder Gebaͤude neu entſte⸗ 
hen oder gaͤnzlich eingehen, oder aus der Klaſſe der nur nach der 
Grundflaͤche beſteuerten in die der außerdem auch nach dem Mieth⸗ 
Werth beſteuerten Gebäude, oder aus dieſer in jene Klaſſe übergehen, 
oder endlich durch Veraͤnderungen in ihrer Subſtanz am ſteuerbaren 
Reinertrage weſentlich gewinnen oder verlieren (J. 27.); 

3) daß die Grenzen der Gemeinefeldmarken oder die Landesgrenzen be⸗ 
richtigt oder verlegt werden; : 

4) daß die Grundſtuͤcke ihre Eigenthuͤmer ꝛc. (F. 14.) wechſeln. 


. 38 5 5 
Die Grundeigenthuͤmer oder die ſtatt deren zur Entrichtung der Grund⸗ 
Steuer verbundenen Perſonen (F. 40.) find verpflichtet, die vorſtehend unter 1., 
2. und 4. gedachten Veraͤnderungen dem mit der Fortſchreibung des Guͤter⸗ 
wechſels beauftragten Beamten muͤndlich oder ſchriftlich, unmittelbar oder durch 
Vermittelung der Ortsbehoͤrde, anzuzeigen und die zur Berichtigung der Kata⸗ 
ſterbuͤcher und Karten erforderlichen Materialien beizubringen, widrigenfalls die 
Herbeiſchaffung der letztern auf ihre Koſten bewirkt wird. Bei Veraͤnderungen 
in den Beſitzverhaͤltniſſen muß insbeſondere der Titel, kraft deſſen dieſe einge⸗ 
treten ſind, angegeben und die daruͤber aufgenommene Urkunde vorgelegt oder 
deren Mangel durch eine vor dem Fortſchreibungsbeamten von beiden Theilen 
zu Protokoll zu gebende Erklaͤrung erſetzt werden. 


$. 34. 

Iſt die Anzeige einer vorgekommenen Veraͤnderung gar nicht, oder nicht 
zur gehörigen Zeit geſchehen; fo wird der in der Mutterrolle aufgeführte Eigen⸗ 
thümer ꝛc. (J. 14) auch ferner als ſolcher betrachtet, und kann, ohne daß da⸗ 
durch ſein Nachfolger im Beſitz von der ihm geſetzlich obliegenden Verhaftung 
fuͤr die Grundſteuer entbunden wird, zur Entrichtung der letzteren ſo lange an⸗ 
gehalten werden, bis die Fortſchreibung und Berichtigung der Mutterrolle er⸗ 
folgt iſt. — Dieſe Berichtigung wird indeß von der Anzeige des Eigenthuͤmers 
nicht unbedingt abhaͤngig gemacht. Der Fortſchreibungsbeamte muß vielmehr, 
wenn er auf andere Weiſe von der Veraͤnderung Kenntniß erhalten hat, die 
(No. 1964.) 5 52 Inter⸗ 
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Intereſſenten zur Abgabe ihrer. Erklärung mit der Verwarnung vorladen, daß 
er bei ihrem Ausbleiben, die in der Vorladung genau zu bezeichnende Fort⸗ 
ſchreibung vornehmen werde. — Wenn die Intereſſenten weder in dieſem Ter⸗ 
mine erſcheinen, noch vorher eine Erklaͤrung bgeben und die Vorladung gehoͤ⸗ 
rig beſcheinigt iſt, ſo wird dann die Fortſchreibung nach Maaßgabe der gemachten 
Andeutung von Amtswegen bewirkt. 


b $. 35. 

Auf den Grund der jaͤhrlichen Veraͤnderungsaufnahmen werden die Mut⸗ 
terrollen berichtiget, die noͤthigen Ergaͤnzungen zu den Karten und Flurbuͤchern 
angefertigt, und die hiernach ſich ergebenden Kataſterertraͤge fuͤr jeden Regie⸗ 
rungsbezirk, und fuͤr die weſtlichen Provinzen uͤberhaupt, zuſammengetragen. 


en - F. 36 
Steuer⸗Veran⸗ Der Geſammt⸗Kataſtralertrag aller der Beſteuerung unterliegenden Grund⸗ 
8 ſtuͤcke, die Grundſteuer⸗Hauptſumme, der allgemeine Steuer⸗Prozentſatz und der 


danach von jedem Regierungsbezirk aufzubringende Grundſteuerbetrag ſollen von 
dem Finanzminiſterium feſtgeſtellt, und durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht 
werden. . 


SEE 

Der für jeden Regierungsbezirk feſtgeſtellten Grundſteuer⸗Hauptſumme 
werden die Staats- und Provinzialbeiſchlaͤge und die Hebegebuͤhren zugeſetzt, 
und hiernach wird das Verhaͤltniß beſtimmt, nach welchem fuͤr alles ſteuerpflich⸗ 
tige Grundeigenthum die Steuerbetraͤge des betreffenden Jahres gleichmaͤßig in 
den Steuerheberollen zu berechnen ſind. 

Eine Nachweiſung der von jeder Steuergemeine nach den Heberollen zu 
entrichtenden Grundſteuer⸗Hauptſumme und Beiſchlaͤge iſt in jedem Regierungs⸗ 
Bezirk jaͤhrlich durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 


a 9. 38. 
Die Regierungen vollziehen die Heberollen und fertigen ſolche den Steuer⸗ 
Empfaͤngern zu, welche ſogleich nach dem Empfange derſelben, jeden Steuer⸗ 
pflichtigen durch den Steuerdiener oder durch Vermittelung des Verwaltungs⸗ 
Beamten ſchriftlich und koſtenfrei von dem Betrage feiner Jahresſteuer in Kennt⸗ 
niß zu ſetzen haben. | 
Der Tag, unter welchem die Heberollen den Steuerempfaͤngern zugefer⸗ 
tigt worden ſind, wird durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht. 


VII. 1 
Sic der Die Grundſteuer iſt in den erſten acht Tagen eines jeden Monats mit 
teuer. einem Zwoͤlftheile des Jahresbetrages fällig. 


$. 40. 
i Zur Entrichtung derſelben iſt jeder in den Mutterrollen und nach dieſen 
in den Heberollen eingetragene Eigenthuͤmer, Erbpachter oder Nutznießer ver⸗ 
bunden 


— 


bunden. Bei Grundſtuͤcken, deren Eigenthum Mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, 
bleibt es den verſchiedenen Miteigenthuͤmern überlaffen wegen des von einem 
Jeden zu entrichtenden Steuerantheils ſich auseinander zu ſetzen; der betreffende 
Fortſchreibungsbeamte iſt jedoch verpflichtet, ihnen, wenn ſie es verlangen, nach 
ihren Angaben und nach den Anhaltspunkten, welche die Kataſtralabſchaͤtzung 
darbietet, mit Zuziehung der Ortsbehoͤrde, einen Vertheilungsplan anzufertigen 
nach welchem der Steuerempfaͤnger die Steuer ſo lange von den einzelnen In⸗ 
tereſſenten einziehen muß, bis im Verwaltungs wege oder durch richterliche Ent⸗ 
ſcheidung etwas Anderes feſtgeſetzt wird. — Wenn die Anfertigung eines ſolchen 
Vertheilungsplanes nicht in Antrag gebracht, ſondern die Grundſteuer fuͤr ein 
gemeinſchaftliches Grundſtuͤck von dem in der Mutterrolle verzeichneten Mit⸗ 
Eigenthuͤmer (F. 14.) im Ganzen gezahlt wird, fo hat dieſer das Recht von 
einem jeden der uͤbrigen den auf ihn treffenden Antheil wieder einzuziehen. Bei 
einem verpachteten oder vermietheten Grundſtuͤcke iſt außer dem Eigenthuͤmer, 
Erbpaͤchter oder Nutznießer auch der Paͤchter oder Miether verpflichtet, die waͤh⸗ 
rend der Pacht⸗ oder Miethzeit faͤlige Grundſteuer auf Verlangen des Steuer⸗ 
Empfaͤngers zu berichtigen, inſoweit dieſelbe den Betrag des ſchuldigen Pacht⸗ 
oder Miethzinſes nicht uͤberſteigt. 
F. 41. 

Inwiefern der, die Grundſteuer nach dem geſammten ſteuerbaren Rein⸗ 
Ertrage entrichtende Eigenthuͤmer, Erbpaͤchter oder Nutznießer eines belaſteten 
Grundſtuͤcks von dem, einen Theil dieſes Reinertrags beziehenden Berechtigten 
Entſchaͤdigung zu verlangen befugt iſt, beſtimmen die beſtehenden Geſetze. 

F. 42. 

Ein Grundeigenthuͤmer (F. 14.) kann ſich, infofern beſondere Beſtimmun⸗ 
gen oder die Rechte eines Dritten nicht entgegen ſtehen, von der Verbindlich⸗ 
keit zur Steuerzahlung dadurch befreien, daß er auf das Eigenthum an dem be⸗ 
ſteuerten Grundſtuͤcke in rechtsverbindlicher Form für immer Verzicht leiſtet, 
bleibt jedoch für die bis zur Abgabe dieſer Erklärung fällig gewordene Steuer 
verhaftet. Die ſoaͤter fällig werdende Steuer fält nach $$. 14. und 40. der 
. in deren Feldmark das Grundſtuͤck belegen iſt, oder dem Staate 
zur La 


J. 43. N 
Die Vorrechte der Steuerkaſſe bei Einforderung der Grundſteuer be⸗ 
ſtimmen die beſtehenden Geſetze. Die Einrichtung der Elementarerhebung ſaͤmmt⸗ 
licher direkten Steuern und das dabei anzuwendende Exekutions verfahren, ſowie 
die bei Reklamationen gegen die Steuerveranlagung zu beobachtenden und die 
bei der Verjaͤhrung der Steuerforderungen in Betracht kommenden Friſten ſind 
oder werden durch beſondere Vorſchriften geordnet. Bis dahin verbleibt es bei 
den beſtehenden Vorſchriften. 


9.44 m 
Der Deckungsfonds iſt ein Eigenthum der Grundfteuerpflichtigen des, Bete 
Regierungsbezirks, und wird durch die im $. 2. zu b. gedachten Beiſchlaͤge ge- Fonds. 
bildet. Außerdem werden zu demſelben auch die Steuerbetraͤge eingezogen, 
(No. 1964.) welche i 
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welche ettva von irrthuͤmlich in den Heberollen uͤbergangenen Grundſtuͤcken nach⸗ 
traͤglich für einziehbar erklaͤrt worden. 


$. 45. 
Aus dem Deckungsfonds werden bezahlt: a 

1) die Jahresſteuer von den etwa durch ein Verſehen zur Steuer veran⸗ 
lagten ſteuerfreien Grundſtuͤcken; 

2) die Steuer von den, bei der Steuerveranlagung beſteuerungsfaͤhigen, 
nach derſelben aber untergehenden oder ertragsunfähig oder ſteuerfrei 
werdenden Grundſtuͤcken für den Zeitraum von dem Eintreten dieſer 
Veraͤnderung bis zum Ablaufe des Jahres; 

3) die unbeibringlichen Steuerquoten. 


$. 46. 
Wenn nach Beſtreitung diefer Zahlungen in dem Deckungsfonds noch 
ein Ueberſchuß bleibt, ſo iſt derſelbe zu benutzen: 

1) zur Zahlung der Steuer von den nach dem Miethwerthe beſteuerten 
Gebaͤuden, welche ein ganzes Jahr hindurch (vom 1. Januar bis zum 
letzten Dezember) unbenutzt geblieben ſind; 

2) zu Nachlaͤſſen wegen ſolcher Ungluͤcksfaͤle und Ereigniſſe, welche, wie 
z. B. Beſchaͤdigung der nach dem Miethwerthe beſteuerten Gebaͤude, 
durch Brand, Sturmwind ꝛc., oder Beſchaͤdigung der Feldfruͤchte durch 
Hagelſchlag, Ueberſchwemmung ꝛc., ohne die Grundſtuͤcke ſelbſt zu zerftö« 
ren oder ertragsunfaͤhig zu machen ($. 45. zu 2), doch den gänzlichen 
oder theilweiſen Verluſt des Ertrags fuͤr ein oder mehrere Jahre zur 
Folge haben; 

3) zu außerordentliche Unterſtuͤtzungen bei den vorgedachten auf den Ertrag 
der Grundſtuͤcke unmittelbar einwirkenden oder bei andern, in dem Ver⸗ 
luſte der eingebrachten Feldfruͤchte und Wirthſchaftsvorraͤthe, des Wirth⸗ 
ſchaftsviehes oder des Inventariums beſtehenden Ungluͤcksfaͤllen, inſofern 
ſolche Unterſtuͤtzungen nothwendig find, um die Steuerpflichtigen in zah⸗ 
lungsfaͤhigem Zuſtande zu erhalten; f 

4) zu den bei der Ermittelung des Schadens in Nachlaßfaͤllen etwa vor⸗ 

kommenden unvermeidlichen Koſten; 

5) zur Deckung der bei erfolgloſer Anwendung der Zwangsmaßregeln ent⸗ 
ſtehenden baaren Auslagen und zu beſondern Verguͤtigungen an ſolche 
Steuerboten, die ſich durch ihre Dienſtfuͤhrung auszeichnen. f 


F. 47. 
Die aus dem Deckungsfonds bewilligten Nachlaß⸗ oder Unterſtuͤtungs⸗ 
Betraͤge koͤnnen weder zu Gunſten der Gläubiger des Steuerpflichtigen mit Be⸗ 
ſchlag belegt, noch zur Abtragung von Abgabereſten in Anſpruch genommen werden. 


85 $. 48. 5 
Ueber die Verwendung des Deckungsfonds haben die Regierungen auf 

den Grund der von ihrer Hauptkaſſe abgelegten Rechnungen jaͤhrliche Ueberſich⸗ 

ten 


— mn 


ten aufzuſtellen und durch die Amtsblätter bekannt zu machen. Außerdem wird 
den Provinzial⸗Landtagen jedesmal eine vollſtaͤndige und detaillirte Nachweiſung 
der vorgekommenen Ausgaben vorgelegt. i 

Ueber das bei der Nachſuchung, Bewilligung und Verrechnung der 
Steuernachlaͤſſe und Unterflügungen zu beobachtende Verfahren ergeht unter heu⸗ 
tigem Tage eine beſondere Anweiſung. 


F. 49. 1 5 ü 

ö Inſoweit die im Umfange der weſtlichen Provinzen beſtehenden Geſetze, 

und die in Folge derſelben von den Verwaltungsbehoͤrden erlaſſenen Vorſchrif⸗ 

ten den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Geſetzes widerſprechen, werden ſie 

außer Kraft geſetzt. 

$. 50. 

Das Finanzminiſterium iſt ermaͤchtigt, die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes 

etwa noch erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. a ö 


Gegeben Berlin, den 21. Januar 1839. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Sch. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. v. Kampt. Muͤhler. 
v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
Sch. v. Werther. v. Rauch. 
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(No. 1965.) Anweiſung über das bei der Verwendung des Grundſteuer-Deckungsfonds und 
inſonderheit bei der Nachſuchung, Bewilligung und Verrechnung der Steuer⸗ 
Nachläſſe und Unterſtützungen zu beobachtende Verfahren. Vom 21. Ja⸗ 
nuar 1839. 


Ju Ausführung der Beſtimmungen, welche in $$. 44. bis 48. des unter heu⸗ 
tigem Tage für die weſtlichen Provinzen erlaſſenen Grundſteuer⸗Geſetzes über 
die Verwendung des Deckungs⸗Fonds enthalten ſind, wird nachſtehende naͤhere 
Anweiſung ertheilt. a 


§. 1. N 
3 Wenn ſteuerfreie Grundſtuͤcke in den Heberollen aus Verſehen mit Steuer 

Siener, Berg- belegt ſind, ſo muͤſſen die betheiligten Grundeigenthuͤmer das Geſuch wegen der 
tigungen und Abſchreibung dieſer Steuerquoten und der Erſtattung der bereits gezahlten Bes 
melche em träge binnen der geſetzlichen Friſt bei dem Verwaltungsbeamten einreichen, die 
eines Irre. irrthuͤmlich beſteuerten Grundftücke nach ihrer Flur⸗ und Parzellen⸗-Nummer, 
Heberollen, de ihrer Kulturart, ihrem Flaͤcheninhalte und Kataſtral⸗Ertrage, fo, wie in der 
gen des gli been bezeichnen und ihren Steuer⸗Auszug oder eine Abſchrift deſſelben 

liweiſen ne beifügen. 
a bes i Von dem Verwaltungsbeamten werden die eingehenden Geſuche mit der 
ſen Grund Mutterrolle verglichen, und mittelſt gutachtlicher Randbemerkung binnen acht 
nic, wegen Tagen dem Steuer⸗Kontroleur uͤberſendet, welcher dieſelben nach vorheriger 
der Dune. Unterſuchung und Beſcheinigung des Sachverhaͤltniſſes, mit dem entsprechenden 
plichtigfeit Antrage binnen vier Wochen der Regierung uͤberreicht. 
an de Die Verwaltungsbeamten, Steuer⸗Empfaͤnger und Steuer⸗Kontroleure 

zeibring⸗ e . A 5 2 15 
lichkeit der muͤſſen, wenn fie Irrthuͤmer in den Heberollen bemerken, deren Berichtigung, 
I een auch ohne den Antrag der Betheiligten, von Amtswegen veranlaffen. 
müſſen. 2 


§. 2. 

Wenn nach der Steuerveranlagung beſteuerte Laͤndereien untergehen, oder 
für die Dauer ertragsunfaͤhig werden, oder nach dem Miethwerthe beſteuerte 
Gebäude abbrennen, abgebrochen oder auf andere Weiſe voͤllig zerſtoͤrt werden, 
fo müſſen die Steuerpflichtigen das Geſuch wegen des gänzlichen oder theilweiſen 
Erlaſſes der Steuer, bei Verluſt der Anſpruͤche fuͤr das laufende Jahr, innerhalb 
der dem Ereigniſſe nachfolgenden 14 Tage bei dem Verwaltungs beamten eins 
reichen, die Flur⸗ und Parzellen-Nummer, die Kulturart, den Flaͤcheninhalt und 
den Kataſtral⸗Ertrag des betroffenen Grundſtuͤcks in Uebereinſtimmung mit der 
Mutterrolle angeben, und, inſoweit fie Erſtattung bereits bezahlter Steuerbe⸗ 
träge verlangen, die Beſcheinigung darüber beifügen. Der Verwaltungsbeamte 
beſcheinigt auf dem Geſuche die Richtigkeit der Angaben oder berichtigt dieſelben 
der Wahrheit gemaͤß, und ſendet erſteres binnen acht Tagen an den Steuer⸗ 
Kontroleur, welcher den Thatbeſtand feſtſtellt und wegen des gaͤnzlichen oder 
theilweiſen Erlaſſes oder der theilweiſen Erſtattung der Jahresſteuer binnen vier 
Wochen bei der Regierung die entſprechenden Anträge formirt, wegen der Ber 
richtigung der Kataſterbücher aber nach der ihm Behufs der Foriſchreibung des 
Guͤterwechſels ertheilten Anweiſung verfaͤhrt. 8 3 


Er 


F. 3. 8 
Wenn Srundſtuͤcke, die zur Zeit der Veranlagung ſteuerpfichtig waren, 
ſpaͤter in die Klaffe der ſteuerfreien übergehen, fo wird der Erlaß oder bezie⸗ 
hungsweiſe die Erſtattung der Steuer von dem Zeitpunkte des Ueberganges an 
von Amtswegen verfuͤgt. | 


. 4. 

Ueber die Steuerreſte, welche ungeachtet der rechtzeitigen Anwendung der 
durch die Exekutions⸗Ordnung vorgeſchriebenen Zwangsmaaßregeln unbeibringlich 
geblieben, oder wegen notoriſcher Zahlungsunfaͤhigkeit, ohne daß es der Anwen⸗ 
dung von Zwangsmaaßregeln bedarf, als unbeibringlich zu betrachten ſind, hat 
der Steuer⸗Empfaͤnger am 1. Dezember fuͤr jede zu ſeinem Empfangsbezirke 
gehoͤrige Steuergemeine dem Verwaltungsbeamten eine nach dem anliegenden 
Schema angefertigte Nachweiſung, in welcher die ruͤckſtaͤndigen Beträge einzeln 4. 
angegeben ſind, mit den Beweiſen oder der Beſcheinigung der Unbeibringlichkeit 
vorzulegen. 5 


$. 5. ö 

Der Verwaltungsbeamte muß die Nachweiſung in formeller und mate⸗ 
rieller Beziehung pruͤfen und mit den Buͤchern des Steuer⸗Empfaͤngers ver⸗ 
gleichen, noͤthigenfalls auch die Steuerpflichtigen vernehmen und die etwa nicht 
vollſtaͤndig erfüllten Foͤrmlichkeiten oder fehlenden Beweisſtuͤcke nachbringen laſſen, 
demnaͤchſt die erfolgte Anwendung der geſetzlichen Zwangsmaaßregeln oder die 
Zahlungsunfäͤhigkeit der im Ruͤckſtande verbliebenen Steuerpflichtigen ausdrücklich 
beſcheinigen oder feine desfallſigen Bemerkungen, insbeſondere auch dann, wenn 
das betreffende Grundſtuͤck etwa ſchon auf einen andern zahlungsfaͤhigen Eigen⸗ 
thuͤmer übergegangen ſeyn follte, beifügen, und die vollſtaͤndigen Verhandlungen 
mit ſeinen Antraͤgen bis zum 10. Dezember dem Landrathe einſenden. Dieſer 
hat ebenfalls feine. Bemerkungen beizufügen und die Nachweiſung bis zum 
20. Dezember der Regierung ae 


3 } II. 
Wenn der Eigenthuͤmer eines nach dem Miethwerthe beſteuerten Ger Steuer⸗Rach⸗ 
bandes, welches vom Anfange bis zu Ende des Jahres gaͤnzlich unbenutzt ges fü ehe 
weſen iſt, Steuerverguͤtigung anſpricht, muß das Geſuch, worin die Flur und gebliebene Ge⸗ 
Parzellen⸗Nummer und der nach dem Miethwerthe berechnete Kataſtral⸗Ertrag wegen“ oder 
des betreffenden Gebäudes in Uebereinſtimmung mit der Mutterrolle anzugeben durch unglüicks⸗ 
iſt, mit dem Steuerauszuge oder einer Abschrift deſſelben, und der Beſchein⸗ fen aachen 
gung über die bezahlte Steuer bis zum 1. Februar des folgenden Jahres dem oder theilwei⸗ 
Verwaltungsbeamten vorgelegt werden. bes Erianes 
Dieſer muß das Geſuch, Falls daſſelbe begründet iſt, mit der ausdrücks bewilligt wer⸗ 
lichen Beſcheinigung verſehen, daß der Kataſtral⸗Ertrag des darin bezeichneten feen der dk. 
Gebäudes richtig angegeben und letzteres innerhalb des angegebenen Zeitraums fungsfonds die 
weder von dem Eigenthuͤmer ſelbſt bewohnt, noch auf irgend eine Weiſe ganz Mittel a 
oder theilweiſe durch ihn oder durch Andere benutzt worden iſt. Mit dieſer 
Beſcheinigung uͤbergiebt er das Geſuch vor dem 1. März dem Steuer-Kon⸗ 
troleur, der die Jahresſteuer des Gebäudes nach dem angegebenen Kataſtral⸗ 
Ertrage (alſo ausſchließlich der Steuer von der Grundflaͤche) berechnet und bei⸗ 
ſchreibt, und das Geſuch mit feinem Gutachten vor dem 1. April dem Land⸗ 
(No. 1965.) Jahrgang 1839. G athe 
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Rathe einſendet. Letzterer hat ebenfalls fein Gutachten beizufuͤgen und die Ver⸗ 
handlungen vor dem 1. Mai der Regierung einzureichen. 


7. N f 
Wegen ſolcher Ereigniſſe, welche, ohne ein Grundſtuͤck zu vernichten, oder 
fuͤr die Dauer ertragsunfaͤhig zu machen, und ohne alſo ein Nachlaßgeſuch nach 
F. 2. zu begründen, doch deſſen Jahresertrag ganz oder theilweise zerſtoͤren, kann 
nur dann ein Erlaß gewaͤhrt werden, wenn der erlittene Verluſt mindeſtens den 
dritten Theil des Brutto⸗Miethwerthes des beſchaͤdigten Gebaͤudes oder des 
Brutto⸗Ertrages ausmacht, der von der beſchaͤdigten Parzelle nach der Beſtel⸗ 
lungs⸗ oder Benutzungsweiſe des laufenden Jahres, im mittleren Durchſchnitte 
erfahrungsmaͤßig erwartet werden konnte. Betraͤgt der erlittene Verluſt 3, 37 5, 
oder mehr als 3 dieſes Brutto⸗Miethwerthes oder Brutto⸗Ertrages, ſo wird, 
inſoweit der Deckungs⸗Fonds die Mittel dazu gewährt, beziehungsweiſe / 2, , 
oder der ganze Betrag der Jahresſteuer des beſchaͤdigten Gebaͤudes oder der 
beſchaͤdigten Parzelle erlaſſen. 5 


Erſtreckt ſich indeß der durch eine Mißernte oder durch andere Ereigniſſe 
entſtandene Ausfall uͤber den ganzen Regierungsbezirk oder einen betraͤchtlichen 
Theil deſſelben, ſo kann derſelbe, weil Die Steuernachlaͤſſe von den Mitteln des 
Deckungs⸗Fonds abhaͤngig ſind, in der Regel nicht beruͤckſichtigt werden. 


F. 9. 

Kommen die Ausfaͤlle, durch welche ein Nachlaßgeſuch veranlaßt iſt, in 
gewiſſen Landestheilen oder Feldmarken oder in einzelnen Theilen der letztern ſo 
häufig vor, daß deshalb der Kataſtral⸗Ertrag der beſchaͤdigten Grundſtuͤcke nie⸗ 
driger feſtgeſtelt worden iſt, als ſonſt nach Verhaͤltniß anderer Grundſtuͤcke ge⸗ 
ſchehen wäre, fo muß nach den Umſtaͤnden der Steuernachlaß entweder ganz 
verſagt, oder verhaͤltnißmaͤßig auf einen geringern, als den nach $. 7. zu erlaſſen⸗ 
den Theil der Jahresſteuer beſchraͤnkt werden. u en 

Sa muß geſchehen, wenn den beſchaͤdigten Grundſtuͤcken in dem 
naͤmlichen Jahre durch anderweite Benutzung noch ein Ertrag abgewonnen wer⸗ 
den kann, der den entſtandenen Verluſt voͤllig oder zum Theil erſetzt. 

a . 10. 

In keinem Falle darf der Betrag des einem Grundeigenthuͤmer zu be⸗ 
willigenden Steuernachlaſſes den feiner Jahresſteuer uͤberſteigen. Unter gewiſſen 
Umftänden iſt jedoch im naͤchſten Jahre eine Erneuerung des Nachlaßgeſuches 
zuläffig, namentlich 8 ae ; 

a) wenn der Erlaß der einjährigen Steuer nicht genuͤgt, um den Beſchaͤ⸗ 
digten im ſteuerzahlungsfaͤhigen Zuſtande zu erhalten, und doch aus 
Mangel an Fonds eine angemeſſene Unterſtuͤtzung nicht gewaͤhrt werden 
konnte ($$. 17. und 25.); 

p) wenn eine kultivirte Grundflaͤche durch unverſchuldete Ereigniſſe zwar 
nicht völlig ertragsunfaͤhig geworden iſt, aber doch uͤber die Haͤlfte 
ihres ſteuerbaren Reinertrages für. die Dauer verloren hat. In dieſem 
letztern Falle kann das Geſuch wegen gaͤnzlichen oder theilweiſen Er⸗ 
laſſes der auf der beſchaͤdigten Grundflaͤche haftenden Steuer Hari 5 

N) 
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ſo lange erneuert werden, bis die Berichtigung des ſteuerbaren Rein⸗ 
Ertrages in den Katafter- Büchern erfolgt iſt. 
. | 

Die Prüfung der Nachlaßgeſuche erfolgt durch eine Abſchaͤtungs⸗Kom⸗ 
miſſion, welche fuͤr jeden, Steuererlaß nachſuchenden Grundeigenthuͤmer nach den 
in $$. 7. 8. und 9. ertheilten Vorſchriften durch oͤrtliche Beſichtigung feſtzuſtellen 
hat, ob ein ſolcher Erlaß überhaupt zuläffig iſt, und in welchem Umfange derſelbe 
bewilligt werden kann. 

Auf den Grund der oͤrtlichen Unterſuchung, von welcher die beſchaͤdigten 
Grundeigenthuͤmer vorher in Kenntniß zu ſetzen ſind, und nach Einſicht der 
Kataſter⸗Karten und Buͤcher, ingleichen der Heberolle, wird von der Kommiſſion 
eine Nachweiſung nach dem anliegenden Schema angefertigt, und uͤber das ganze 
Abſchätzungsgeſchaͤft eine Verhandlung aufgenommen. 


$. 12. 
Bei der Bildung der Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion (J. 11.) iſt zu unter⸗ 


en: 
a) ob ein Nachlaßgeſuch lediglich die von Gebäuden nach dem Mieth⸗ 
werthe zu entrichtende Steuer, oder 
b) ob es zugleich oder ausſchließlich die von Laͤndereien zu entrichtende 
Steuer betrifft, und ob in dieſem Falle die Steuer der Laͤndereien, 
deren gaͤnzlicher oder theilweiſer Erlaß beantragt wird, 
1) die Summe von fünf Thalern nicht uͤberſteigt, oder 
2) mehr als fuͤnf Thaler, jedoch nicht uͤber 100 Thaler, oder endlich 
3) mehr als 100 Thaler betraͤgt. 
In den Faͤllen zu a. und zu 1. sub b. befteht die Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſion 
aus dem Steuer⸗Kontroleur und dem Verwaltungsbeamten oder deſſen Stell⸗ 


ſcheid 


vertreter. Bei allen übrigen Abſchaͤtzungen find beſondere Abſchaͤtzungs⸗Kom⸗ 


miſſarien zuzuziehen. Damit dies geſchehen koͤnne, werden in jeder Buͤrger⸗ 
meiſterei von ſechs zu ſechs Jahren aus der Zahl der der Landwirthſchaft kun⸗ 
digen Grundeigenthuͤmer zwei ſolche Kommiſſarien von den Kreisſtaͤnden erwaͤhlt 
und von der Regierung beftätigt. In den Faͤllen zu 2. sub b. beſteht die Kom⸗ 
miffion aus dem Steuer⸗Kontroleur, dem Verwaltungsbeamten oder deſſen 
Stellvertreter und zwei Sachverſtaͤndigen, welche der Erſtere unter den bei dem 
Verluſte nicht betheiligten Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſarien auszuwaͤhlen hat, in den 
Fallen zu 3. sub b. aus dem Landrathe oder deſſen Stellvertreter, dem Steuer⸗ 
Kontroleur und zwei Sachverſtaͤndigen, welche der Landrath aus der Zahl der 
nicht betheiligten Abſchaͤtungs⸗Kommiſſarien zuzieht. 
Den Regierungen bleibt uͤberlaſſen, die Steuer⸗Kontroleure in einzelnen 
Fallen von der Theilnahme an den Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſionen zu entbinden, 
und durch andere Beamten oder beſonders zu beauftragende Kommiſſarien ver⸗ 
treten zu laſſen. 
§. 13. 
Wer einen Steuernachlaß wegen der im $. 7. gedachten Ungluͤcksfaͤlle in 
Anſpruch nimmt, muß ſein Geſuch bei Verluſt ſeiner Anſpruͤche binnen acht Tagen 
nach dem eingetretenen Ereigniſſe bei dem ee anbringen, darin 
(No. 19685.) a die 


. 

die Art des erlittenen Schadens genau angeben, und die beſchaͤdigten Grund⸗ 
ſtuͤcke mit der Mutterrolle uͤbereinſtimmend bezeichnen. ö 

Der Verwaltungsbeamte beſcheinigt den Thatbeſtand und uͤberſendet das 
Geſuch binnen acht Tagen dem Steuer⸗Kontroleur. 

Hat der Ungluͤcksfall eine ganze Gemeine oder einen bedeutenden Theil 
derſelben betroffen, ſo iſt der Verwaltungsbeamte verpflichtet, das Nachlaßgeſuch 
von Amtswegen im Namen der e Einwohner einzureichen. 


F. 14. 

Sobald der Steuer-Kontroleur ein Nachlaßgeſuch empfaͤngt, hat derſelbe 
in den im $. 12. zu a und zu 1. und 2. sub b. bezeichneten Faͤllen moͤglichſt bald 
und jeden Falls binnen acht Tagen ſich an Ort und Stelle zu begeben, und ent⸗ 
weder mit Zuziehung des Verwaltungsbeamten und der von ihm zu waͤhlenden 
Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſarien, oder beziehungsweiſe lediglich mit Zuziehung des 
Verwaltungsbeamten, in beiden Faͤllen aber unter Benachrichtigung der Beſchaͤ⸗ 
digten die Abſchaͤtzung des Schadens ſogleich vorzunehmen, oder den Zeitpunkt 
zu beſtimmen, bis zu welchem dieſelbe auszuſetzen iſt, um uͤber den Umfang der 
Beſchaͤdigung oder des durch anderweite Benutzung der Grundſtuͤcke etwa zu 
erlangenden Erſatzes mit groͤßerer Sicherheit urtheilen zu koͤnnen. 

Binnen drei Tagen nach erfolgter Abſchaͤtzung muß die darüber aufzu⸗ 
nehmende Verhandlung nebſt der vollzogenen Nachweiſung dem Landrath uͤber⸗ 
ſendet werden, der dieſelbe binnen acht Tagen mittelſt gutachtlicher Randbemer⸗ 
kung der Regierung überreicht. vn 

In dem im $. 12. zu 3. sub b. bezeichneten Falle hat der Steuer-Kon⸗ 
troleur die eingehenden Nachlaßgeſuche ſofort dem Landrath zu uͤberſenden, und 
zugleich einen oder einige Tage fuͤr das Abſchaͤtzungsgeſchaͤft in Vorſchlag zu 
bringen. Der Landrath beſtimmt den Tag der Abſchaͤtzung und nimmt dieſelbe 
gemeinſchaftlich mit dem Steuer⸗Kontroleur und den von ihm zuzuziehenden 
Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſarien vor, nachdem er den Verwaltungsbeamten und durch 
dieſen die Beſchaͤdigten vorher davon in Kenntniß geſetzt hat. Die Abſchaͤtzungs⸗ 
Verhandlung nebſt der von der Kommiſſion vollzogenen Nachweiſung wird von 
dem Landrathe mittelſt gutachtlichen Berichts binnen acht Tagen der Regierung 
uͤberreicht. sh nt 

Der Verwaltungsbeamte, welcher die ihm nach $. 13. obliegende recht⸗ 
zeitige Eingabe der Nachlaßgeſuche verſaͤumt, iſt fuͤr die hieraus den Betheiligten 
etwa erwachſenden Nachtheile verantwortlich. a ; ; 

Daſſelbe gilt von den Landraͤthen und Steuer⸗Kontroleuren, welche die 
vorgeſchriebenen Ermittelungen und rechtzeitige Einſendung ihrer Antraͤge derge⸗ 
ſtalt verſaͤumen oder verzoͤgern, daß dadurch die Erreichung des Zwecks unmoͤg⸗ 
lich wird. 5 

17, 


$. 
Boare Gelb⸗ Wenn ein Grundeigenthuͤmer durch Ereigniſſe, die ein Steuernachlaß⸗ 
gen i en geſuch begründen, oder durch andere Ungluͤcksfaͤlle, z. B. den Verluſt der einge⸗ 
Unglücksfällen, brachten Feldfrüchte und Wirthſchaftsvorraͤthe, oder des Wirthſchaftsviehes und 
due G ſonſtigen Inventariums, bei Gelegenheit eines Brandes, einer Ueberſchwemmung, 


Vieh⸗ 


Viehſeuche u. f w. in eine ſolche Lage gerathen iſt, daß er ohne fremde Bei⸗ nur dadurch 
huͤlfe ſich nicht in zahlungsfaͤhigem Zuſtande zu erhalten vermag, ſo kann von 115 Ga 
ihm ſowohl in den Faͤllen, wo ein gaͤnzlicher oder theilweiſer Erlaß der Steuer lungsfäbigen 
gewaͤhrt wird, als in den Faͤllen, wo ein ſolcher Erlaß nicht zulaͤſſig iſt, ein Ge⸗ SEHR 
ſuch wegen einer außerordentlichen Unterſtuͤtzung aus dem Deckungs⸗Fonds dem nen. 5 
Verwaltungsbeamten zur Beſtaͤtigung vorgelegt oder von dem Letztern von Amts⸗ 

wegen fuͤr ihn ausgefertigt werden. 

F. 18. 
Von dem Verwaltungsbeamten gelangen die Unterſtuͤtzungsgeſuche an den 

Landrath, der die unſtatthaften ſogleich zuruͤckweiſt, die übrigen aber binnen acht 

Tagen dem Steuer⸗Kontroleur zur weitern Bearbeitung uͤberſendet. 

5 Der Steuer⸗Kontroleur hat, ſobald ihm ein Unterſtuͤtzungsgeſuch zugeht, 
mit Zuziehung des Verwaltungsbeamten die nöthigen Nachrichten einzuziehen 

und demnäaͤchſt nach dem anliegenden Schema eine von dem Verwaltungsbeam⸗ c 

ten mit zu unterſchreibende Nachweiſung aufzuftellen, welche den Betrag des er⸗ > 
littenen Schadens, die Vermoͤgens⸗ Erwerbs und ſonſt noch in Betracht kom⸗ 

menden perjönlichen oder Familien⸗Verhaͤltniſſe der Beſchaͤdigten, imgleichen die 
beantragten oder bereits bewilligten Steuernachlaͤſſe und die aus Verſicherungs⸗ 

Anſtalten oder andern Fonds zu gewaͤrtigenden oder empfangenen Entſchaͤdigun⸗ 

gen endlich die zur Erreichung des Zwecks dringend erforderlichen Unterſtuͤtzungs⸗ 

Antraͤge vollſtaͤndig ergeben muß. 
| $. 19. 
| Dieſe Nachweiſung muß der Steuer⸗Kontroleur, wenn ihm zugleich ein 
Steuernachlaß⸗Geſuch der Beſchaͤdigten vorliegt, gleichzeitig mit der im $. 11. 
vorgeſchriebenen Nachweiſung, ſonſt aber binnen drei Wochen, nachdem er das 
Unterſtuͤzungs⸗Geſuch empfangen, dem Landrathe uͤberſenden, der dieſelbe ſorg⸗ 
fältig zu pruͤfen und unter Beifügung ſeines Gutachtens binnen 14 Tagen der 
Regierung einzureichen hat. 25 f 


§. 20. 

Wer keine Grundſteuer zahlt, oder wer erlittene Ungluͤcksfaͤlle, ohne da⸗ 
durch zahlungsunfähig zu werden, aus eigenen Mitteln übertragen kann, oder wer 
für den gehabten Verluſt aus anderen Fonds oder aus Verſicherungs⸗Anſtalten 
hinreichende Entſchaͤdigung erhaͤlt, oder endlich wer denſelben durch Fahrlaͤſſig⸗ 
keit ſich ſelbſt zugezogen hat, kann niemals eine Unterſtuͤtzung aus dem Deckungs⸗ 
Fonds erhalten. N 35 


IV. 
Die Regierung hat alle eingehende Nachlaß⸗ und Unterſtüͤtzungs⸗Geſuche gemeine 
zu prüfen und die mangelhaft oder unvollſtaͤndig bearbeiteten ſofort berichtigen zer! Hu 
oder vervollſtaͤndigen zu laſſen. Geſuche, die ſich bei der erſten Einreichung oder weifung, Aus⸗ 
nach der Vervolftändigung als unftatthaft ergeben, find ſogleich zuruͤckzuweiſen. eg, 
der Nachläſſe 


| Ä $. 22. 
Wird ein Nachlaßgeſuch dagegen als zulaͤſſig anerkannt, ſo iſt in den in zungen. 
Hb., 1. bis 5. gedachten Fällen der zu bemilligende Steuererlaß oder Erſatz ſo⸗ 
gleich auf den Deckungs⸗Fonds anzuweiſen und, wo es noͤthig iſt, gleichzeitig die 
Berichtigung der Heberollen und Kataſter⸗Buͤcher zu verfuͤgen. gr 
(No. 1963.) 28. 
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a $. 23. | 

Die Mitglieder der Abſchaͤtzungs⸗Kommiſſionen koͤnnen zwar weder Diaͤ⸗ 
ten noch Fuhrkoſten in Anſpruch nehmen, wenn aber in Nachlaßfaͤllen andere 
unvermeidliche Koſten entſtehen, fo werden ſolche ſogleich nach Feſtſetzung der 
Liquidationen und vorzugsweiſe vor den in $$. 24. bis 26. bezeichneten Zahlun⸗ 
gen auf den Deckungs⸗Fonds angewieſen. Ein gleiches Verfahren findet ſtatt, 
wenn bei der Steuerbeitreibung durch die Anwendung der Zwangsmaaßregeln 
baare Auslagen entſtehen, die ſich als yneingehbar ergeben. 


Bei den in $$. 6. bis 16. begründeten Nachlaßgeſuchen kann die Anwei⸗ 
“fung nur dann ſogleich erfolgen, wenn ſich mit Sicherheit uͤberſehen läßt, daß 
der Deckungs⸗Fonds hinreichende Mittel beſitzt, um nicht nur die nothwendigen 
Zahlungen ($$. 22. und 23.) die bis zum Jahresſchluſſe moͤglicherweiſe noch 
vorkommen duͤrften, beſtreiten, ſondern auch gleich dringende Nachlaßgeſuche der⸗ 
ſelben Art beruͤckſichtigen zu koͤnnen. Inſofern dies nicht mit Beſtimmtheit ber 
urtheilt werden kann, wird die Verfuͤgung einſtweilen ausgeſetzt und erſt am 
Jahresſchluſſe entſchieden, welche von den vorliegenden Nachlaßgeſuchen uͤber⸗ 
haupt und in wie weit dieſelben nach dem im Deckungs⸗Fonds noch vorhande⸗ 
nen Beſtande und noͤthigenfalls mit Zuhuͤlfnahme des nach §. 3. des Grund⸗ 
Steuer⸗Geſetzes vom Deckungs⸗Fonds fuͤr die Erhaltung des Kataſters abgezweig⸗ 
ten Fonds beruͤckſichtigt werden 1 5 


20. 

In Betreff der Unterſtuͤtzungsgeſuche nach $$. 17. bis 20. wird die Vers 
fuͤgung ebenfalls in der Regel ausgeſetzt und erſt am Jahresſchluſſe nach An⸗ 
weiſung aller, als begruͤndet anerkannten Steuernachlaͤſſe eine Nachweiſung jener 
Geſuche fuͤr den ganzen Regierungsbezirk zuſammengeſtellt. — Die Regierung 
vergleicht dieſe Nachweiſung mit dem verfügbaren Beſtande des Deckungs⸗Fonds 
und prüft danach, ob und welche Unterſtuͤtungen gewahrt werden koͤnnen. — 
Dabei gilt als Regel, daß die Unterſtuͤtzungen (§§. 17. bis 20.) im Ganzen 
einerſeits 4 der Jahreseinnahme, einſchließlich des Beſtandes aus dem vorher⸗ 
gehenden Jahre, nicht uͤberſteigen und andrerſeits auch nur inſoweit bewilligt 
werden duͤrfen, daß am Jahresſchluſſe nach Anweiſung derſelben, ſowie aller 
ſonſtigen Zahlungen C$$. 22. bis 24.) mindeſtens 2 Prozent der Grundſteuer⸗ 
Hauptſumme im Deckungs⸗Fonds als Beſtand verbleiben. 

Vor dem Jahresſchluſſe koͤnnen Unterſtuͤtungen nur dann angewieſen 
werden, wenn die Dringlichkeit des Falles ſchleunige Huͤlfe erfordert, und wenn 
ſich mit Sicherheit uͤberſehen laͤßt, daß die durch die vorſtehende Regel feſtgeſetz⸗ 
ten Grenzen dadurch nicht uͤberſchritten 5 


Haben die als nothwendig anerkannten Nachlaſſe und Unterſtuͤtzungen 
angewieſen werden koͤnnen, und verbleibt alsdann noch ein ſtaͤrkerer Beſtand, 
als nach §. 25. erforderlich ift, fo konnen für Steuerboten, die ſich in ihrem 
Dienſte auszeichnen, zum Anerkenntniß ihrer guten Dienſtfuͤhrung, und zur Ent⸗ 
ſchaͤdigung für den Verluſt ihrer Gebühren bei den nach $. 4. als unbeibring⸗ 
lich zu erlaſſenden Steuerquoten kleine Belohnungen auf den Deckungs⸗Fonds 
angewieſen werden. er 
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$. 27. 

Der Deckungs⸗Fonds wird jaͤhrlich abgeſchloſſen und der Beſtand im 
folgenden Jahre in den Büchern und Rechnungen der Regierungs⸗Hauptkaſſe 
in Einnahme geſtellt und als a vorgetragen. - 

: . . V. 

Die Verguͤtigungs⸗ und Nachlaßanweiſungen der Regierung ($$. 22. und „ Safer hung 
240 gehen dem Landrath zu, und werden von dieſem durch den Verwaltungs⸗ den auf den 
Beamten dem Steuerempfaͤnger zugeſtellt, der mit den Betheiligten am naͤchſten i Tone 
Hebetage abrechnet und dieſelben quittiren laͤft. — Sind einzelne Betheiligte nd elbe 
an dieſem Hebetage nicht erſchienen, ſo werden ſie von dem Steuerempfaͤnger 
durch eine ſchriftliche Benachrichtigung, die den Namen und Wohnort derſelben 
und den Betrag des einem Jeden bewilligten Erlaſſes deutlich ergeben muß, zu 
einem von jenem binnen drei Wochen anzuſetzenden Termine Behufs der Quit⸗ 
tungsleiſtung ſpeziell vorgeladen. s 

Der Steuerbote, der dieſe Benachrichtigung uͤberbringt, muß die Bethei⸗ 
ligten, zum Zeichen der richtigen Beſtellung, zur Beiſchreibung ihres Namens 
auffordern, oder Falls dieſelben des Leſens oder Schreibens unkundig ſind, durch 
ein anderes Mitglied der Gemeine beſcheinigen laſſen, daß er ihnen den Inhalt 
der Vorladung durch Vorleſung eee gemacht habe. 5 


Sind in dem angeſetzten Termine die Vorgeladenen nicht ſaͤmmtlich er⸗ 
ſchienen, ſo legt der Steuerempfaͤnger alle noch nicht quittirte Anweiſungen dem 
Steuer⸗Kontroleur vor und weiſet demſelben die gehoͤrig erfolgte Vorladung 


nach ($. 28.). : 
Der Steuer⸗Kontroleur laͤßt die Beträge in Einnahme ſtellen, und be⸗ 


5 ſcheinigt dieſe Vereinnahmung auf der Nachlaßanweiſung, die außerdem noch 


vom Verwaltungsbeamten viſirt werden muß. 

Hatte aber eine baare Ruͤckverguͤtigung ſtattfinden muͤſſen, fo ſtellt der 
Steuer⸗Kontroleur die Beträge nach Einſicht der Heberolle und der Rechnungs⸗ 
buͤcher des Steuerempfaͤngers feſt, und reicht die daruͤber angefertigte, von dem 
Letztern beſcheinigte Nachweiſung der Regierung zur weitern Verfuͤgung ein. 

Gegeben Berlin, den 21. Januar 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
1 FIrh. v. Werther. v. Rauch. 
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(No. 1966.) 


N, es 


(No. eu) Geſetz wegen der anderweiten Vertheilung und Aufbringung des in der Rhein⸗ 
provinz zu entrichtenden Beitrages zu den Koſten der Juſtiz-Verwaltung. 
Vom 21. Januar 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes de Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nach dem Antrage Unſerer zum fuͤnften Rheiniſchen Provinzial⸗ do 
tage verſammelt geweſenen Stände und nach vernommenem Gutachten u 
R verordnen Wir, wie folgt: 


F. 1. 

Der nach Unſerer Order vom 7. April 1828. in der Kheinpräbinn mit 
72,557 Rthlr. jaͤhrlich zu den Koſten der Juſtiz⸗ Verwaltung zu leiſtende Bei⸗ 
trag wird nach dem Hinzutreten des Kreiſes St. Wendel auf 73,892 Rthlr. 
feſtgeſetzt und vom 1. Januar 1840. ab auf ſaͤmmtliche Theile der Rheinprovinz 
repartirt, in denen das Franzoͤſiſche Civil⸗Geſetzbuch zur ung kommt. 


§. 2. 
Zur Aufbringung des vorgedachten Beitrags wird in den bezeichneten 


Landestheilen überall ein Beiſchlag von 34 Prozent zu der von dem Betriebe 
ſtehender Gewerbe zu entrichtenden Gewerbeſteuer erhoben. 


§. 3. 

Der nach Abrechnung der durch dieſen Beiſchlag aufkommenden Summe 
noch zu deckende Theil des Beitrags der 73,892 Rthlr. wird zu einer Hälfte 
als ein von den Grundſteuerpflichtigen in den im F. 1. bezeichneten Landes⸗ 
theilen gleichmaͤßig gufzubringender Grundſteuer⸗Beiſchlag mit der Grundſteuer⸗ 
Hauptſumme zugleich in den Grundſteuer⸗Heberollen ausgeſchlagen, zur andern 
Haͤlfte aber einerſeits auf die klaſſenſteuerpflichtigen und andererſeits auf die 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinen in dieſen Landestheilen nach den Ver⸗ 
haͤltnißzahlen vertheilt, welche die bei den Staatskaſſen zum Soll ſtehenden Be⸗ 
träge an Klaſſenſteuer und an Mahl: und Schlachtſteuer ergeben. 


$. 4. 


Der nach $. 3. von den klaſſenſteuerpflichtigen Gemeinen im Ganzen auf⸗ 
zubringende Betrag wird jaͤhrlich dem Klaſſenſteuer Kontingente dieſer Gemei⸗ 
nen zugeſetzt und mit demſelben zugleich repartirt. 


5. 5. 


Der nach $. 3. von den mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinen im Gan- 
zen aufzubringende Betrag wird zunaͤchſt nach Verhaͤltniß der Mahl⸗ und Ober 
euer 


ger — 


Steuer auf die einzelnen Gemeinen repartirt und ſodann in den Gemeine⸗Bud⸗ 
gets derſelben als eine an die betreffende Regierungs⸗Hauptkaſſe abzuführende 
Abgabe ausgebracht. 5 s 
Wir beauftragen Unſern Finanzminiſter, die zur Ausfuͤhrung der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen erforderlichen weiteren Anordnungen zu treffen. 
Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


* 


Gegeben Berlin, den 21. Januar 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. v. Rauch. 


